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hergestellt worden sind, sind die in der Tabelle der 
Sätze der Produktionsabgabe für den Umsatz von 
Textilwaren gleicher Art und Rohstoffzusammen­
setzung festgesetzten Sätze anzuwenden.

§ 10
(1) Hat der Zahlungspflichtige beim Umsatz eines 

Produktes minderer Qualität (z. B. II. und III. Wahl 
oder II. und III. Sorte sowie Partieware) auf Grund 
preisrechtlicher Bestimmungen einen Preisabschlag zu 
gewähren, wird die Produktionsabgabe wie folgt er­
hoben:
1. Ist die Produktionsabgabe in einem Vomhundert­

satz des Industrieabgabepreises, des Erzeuger­
preises oder des sonstigen gesetzlich festgelegten 
Abgabepreises festgesetzt, so ist der für den Um­
satz des betreffenden Produktes festgesetzte Vom­
hundertsatz auf den um den Preisabschlag gekürz­
ten Industrieabgabepreis, Erzeugerpreis oder 
sonstigen gesetzlich festgelegten Abgabepreis anzu­
wenden.

2. Ist die Produktionsabgabe in einem festen Betrag 
vom Industrieabgabepreis oder Erzeugerpreis je 
Mengeneinheit des Produktes festgesetzt, so ist der 
für den Umsatz des betreffenden Produktes fest­
gesetzte Satz in dem gleichen Verhältnis zu min­
dern wie der Industrieabgabepreis oder Erzeuger­
preis. Das gleiche gilt, wenn die Produktionsabgabe 
in Form des Unterschiedsbetrages zwischen den 
Selbstkosten zuzüglich Reineinkommen des Betrie­
bes (Betriebspreis) und dem Industrieabgabepreis 
oder Erzeugerpreis für I. Wahl oder I. Sorte fest­
gesetzt ist.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind nicht anzu­
wenden, wenn in der Tabelle der Sätze der Produk­
tionsabgabe ein besonderer Satz für den Umsatz eines 
Produktes minderer Qualität (z. B. II. Wahl) fest­
gesetzt ist.

§ 11
Für den Umsatz von Abfällen, Schrott und Alt­

stoffen beträgt der Satz der Produktionsabgabe
5 vom Hundert des Entgelts,

soweit nicht in der Tabelle ein anderer Satz für den 
Umsatz dieser Produkte in dem Zweig der volkseige­
nen Industrie oder der volkseigenen Land- und Forst­
wirtschaft festgesetzt worden ist, dem der Zahlungs­
pflichtige angehört.

§ 12
Der Satz der Produktionsabgabe beträgt für folgende 

Umsätze von Produkten
Null vom Hundert des Industrieabgabepreises oder 
des Erzeugerpreises:

1. für die Abgabe von Produkten an die Arbeiter 
und Angestellten des Zahlungspflichtigen, soweit 
diese Abgabe als Deputate für den eigenen Ver­
brauch der Arbeiter und Angestellten auf Grund 
eines tariflichen oder sonstigen arbeitsrechtlichen 
Anspruchs im Rahmen der vom Minister der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Minister für 
Arbeit und Berufsausbildung und dem Bundesvor­
stand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
festgesetzten Höchstgrenze ohne Bezahlung erfolgt. 
Das gleiche gilt:
a) für den Verkauf von Tabakwaren in der Tabak­

industrie an Fermentationsbetriebe und

b) für den Verkauf von Produkten in der Braun­
kohlenindustrie an die Betriebe der Braun­
kohlenindustrie, der braunkohleverarbeitenden 
Industrie und der Steinkohlenindustrie, 

soweit diese Produkte als Deputate an die Arbeiter 
und Angestellten dieser Betriebe unter den oben 
genannten Bedingungen abgegeben werden;

2. für den Verkauf von Spiritusrektifikaten
a) durch Rektifizierbetriebe untereinander,
b) durch Rektifizierbetriebe an Branntweingroßver­

triebslager oder an Branntweinvertriebslager,
c) durch Branntweingroßvertriebslager und Brannt­

weinvertriebslager untereinander;

3. für den Verkauf von Rohspiritus durch Rektifizier­
betriebe untereinander;

4. für den Verkauf von Grundmitteln des Zahlungs­
pflichtigen;

5. für den Verkauf von Betriebszeitungen;
6. für den Versand von Produkten als unbezahlte 

Muster im innerdeutschen Handel und im Export;
7. für die Verwendung von Produkten für Probe* 

und Untersuchungs zwecke der Prüfstellen des 
„Deutschen Amtes für Material- und Warenprü­
fung“ oder in deren Auftrag;

8. für die Verwendung von Produkten für Probe-, 
Untersuchungs- und Forschungszwecke des Zah­
lungspflichtigen, soweit die von dem für den ein­
zelnen Zweig der volkseigenen Wirtschaft zustän­
digen Minister oder Staatssekretär m. e-G. im Ein­
vernehmen mit dem Minister der Finanzen be­
stimmten Höchstmengen nicht überschritten wer­
den und die Verwendung nachgewiesen wird;

9. für die Verwendung von Mineralöl, wenn der Zah­
lungspflichtige das Mineralöl preisbegünstigt für 
einen bestimmten Verwendungszweck bezogen und 
nach erfolgtem Gebrauch in seinem Betrieb regene­
riert hat und das Regenerat dem ursprünglich 
bestimmten Zweck erneut zugeführt hat;

10. für den Umsatz von Produkten der Textilindustrie 
an Forschungsinstitute zur Verwendung zu textil­
technologischen Forschungszwecken;

11. für die Verwendung von Produkten für Versuch s- 
und Lehrzwecke, soweit diese Produkte von Ver­
suchs- und Lehrwerkstätten eines Zahlungspflich­
tigen oder von Berufsschulen der volkseigenen 
Textilindustrie hergestellt worden sind.

§ 13
(1) Werden vom Zahlungspflichtigen Produkte her­

gestellt, erzeugt oder gewonnen und ist für die Umsätze 
dieser Produkte ein Satz der Produktionsabgabe in 
den Tabellen der Sätze der Produktionsabgabe nicht 
festgesetzt, so hat der Zahlungspflichtige die Fest­
setzung eines vorläufigen' Satzes der Produktions­
abgabe bei dem für ihn zuständigen Rat des Stadt­
kreises oder Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, 
zu beantragen. Der Antrag muß in doppelter Ausferti­
gung folgende Angaben enthalten:

1. Planposition,
2. Warennummer,
3. genaue Artikelbezeichnung (bei Textilien und 

Schuhen auch Rohstoffzusammensetzung),


